
II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 149/2011 DER KOMMISSION 

vom 18. Februar 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 betreffend die Übernahme bestimmter 
internationaler Rechnungslegungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Verbesserungen an 

den International Financial Reporting Standards (IFRS) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend 
die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der 
Kommission vom 3. November 2008 betreffend die 
Übernahme bestimmter internationaler Rechnungs­
legungsstandards in Übereinstimmung mit der Verord­
nung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ) wurden bestimmte internationale Rech­
nungslegungsstandards und Interpretationen, die am 
15. Oktober 2008 vorlagen, übernommen. 

(2) Im 10. Mai 2010 veröffentlichte das International Ac­
counting Standards Board (IASB) im Rahmen seiner jähr­
lichen Aktualisierungen, die darauf abzielen, die interna­
tionalen Rechnungslegungsstandards zu straffen und de­
ren Verständnis zu erleichtern, Verbesserungen an den 
International Financial Reporting Standards, nachstehend 
„die Verbesserungen“ genannt. Bei den meisten Änderun­
gen handelt es sich um Klarstellungen oder Korrekturen 
bereits bestehender International Financial Reporting 
Standards (IFRS) bzw. Änderungen infolge von zuvor 
an den IFRS vorgenommenen Änderungen. Mit drei Än­
derungen (zwei Änderungen an IFRS 1 und eine Ände­
rung an IAS 34) werden bestehende Anforderungen ge­
ändert oder zusätzliche Leitlininen für die Umsetzung 
dieser Anforderungen ausgegeben. 

(3) Die Anhörung der Sachverständigengruppe (Technical Ex­
pert Group, TEG) der European Financial Reporting Ad­
visory Group (EFRAG) hat bestätigt, dass die Verbes­
serungen die in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1606/2002 genannten Kriterien für eine Über­
nahme erfüllen. Gemäß der Entscheidung 2006/505/EG 
der Kommission vom 14. Juli 2006 zur Einsetzung einer 
Prüfgruppe für Standardübernahmeempfehlungen zur Be­
ratung der Kommission hinsichtlich der Objektivität und 
Neutralität der von der Europäischen Beratergruppe für 
Rechnungslegung (EFRAG) abgegebenen Stellungnah­
men ( 3 ) hat diese die EFRAG-Stellungnahme geprüft und 
der Kommission mitgeteilt, dass sie sie für ausgewogen 
und objektiv hält. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 sollte daher ent­
sprechend geändert werden. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses 
für Rechnungslegung — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 wird wie 
folgt geändert: 

(1) International Financial Reporting Standard (IFRS) 1 wird 
dem Anhang der vorliegenden Verordnung entsprechend 
geändert. 

(2) IFRS 7 wird dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
entsprechend geändert.
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(3) IFRS 3 wird dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
entsprechend geändert. 

(4) International Accounting Standard (IAS) 1 wird dem An­
hang der vorliegenden Verordnung entsprechend geändert. 

(5) IAS 34 wird dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
entsprechend geändert. 

(6) Die im Anhang zur vorliegenden Verordnung enthaltene 
Interpretation 13 des International Financial Reporting In­
terpretations Committee (IFRIC) wird geändert. 

(7) IFRS 7, IAS 32 und IAS 39 werden nach Maßgabe der im 
Anhang zur vorliegenden Verordnung enthaltenen Änderun­
gen an IFRS 3 geändert. 

(8) IAS 21, IAS 28 und IAS 31 werden nach Maßgabe des im 
Anhang zur vorliegenden Verordnung enthaltenen IAS 27 
geändert. 

Artikel 2 

Die Unternehmen wenden die in Artikel 1 Absätze 3 und 7 bis 
8 genannten Änderungen spätestens mit Beginn des ersten nach 
dem 30. Juni 2010 beginnenden Geschäftsjahres an. 

Die Unternehmen wenden die in Artikel 1 Absätze 1, 2, 4, 5 
und 6 genannten Änderungen spätestens mit Beginn des ersten 
nach dem 31. Dezember 2010 beginnenden Geschäftsjahres an. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 18. Februar 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

INTERNATIONAL ACCOUNTING STANDARDS 

Verbesserungen der International Financial Reporting Standards 

„Vervielfältigung innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums gestattet. Außerhalb des EWR alle Rechte vor­
behalten, mit Ausnahme des Rechts auf Vervielfältigung für persönlichen Gebrauch oder andere redliche Benut­
zung. Weitere Informationen sind beim IASB erhältlich unter: www.iasb.org“
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Verbesserungen an den IFRS 

Änderung IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards 

Die Paragraphen 27 und 32 werden geändert. Paragraph 27A, eine Überschrift und die Paragraphen 31B und 39E werden 
eingefügt. 

DARSTELLUNG UND ANGABEN 

27 IAS 8 gilt nicht für Änderungen an Rechnungslegungsmethoden, die ein Unternehmen bei erstmaliger Anwendung 
der IFRS oder vor der Vorlage seines ersten IFRS-Abschlusses vornimmt. Die Bestimmungen des IAS 8 zu Än­
derungen an Rechnungslegungsmethoden gelten für den ersten IFRS-Abschluss eines Unternehmens daher nicht. 

27A Ändert ein Unternehmen in der von seinem ersten IFRS-Abschluss erfassten Periode seine Rechnungslegungsmetho­
den oder die Inanspruchnahme der in diesem IFRS vorgesehenen Befreiungen, so hat es die zwischen seinem ersten 
IFRS-Zwischenbericht und seinem ersten IFRS-Abschluss vorgenommenen Änderungen gemäß Paragraph 23 zu 
erläutern und die in Paragraph 24 Buchstaben a und b vorgeschriebenen Überleitungsrechnungen zu aktualisieren. 

Verwendung eines Ersatzes für Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei preisregulierten Geschäftsberei­
chen 

31B Nimmt ein Unternehmen für preisregulierte Geschäftsbereiche die in Paragraph D8B vorgesehene Befreiung in 
Anspruch, hat es dies anzugeben und zu erläutern, auf welcher Grundlage die Buchwerte nach den früheren 
Rechnungslegungsgrundsätzen bestimmt wurden. 

Zwischenberichte 

32 Um Paragraph 23 zu entsprechen, muss ein Unternehmen, falls es einen Zwischenbericht nach IAS 34 veröffentlicht, 
der einen Teil der in seinem ersten IFRS-Abschluss erfassten Periode abdeckt, zusätzlich zu den Vorschriften aus IAS 
34 die folgenden Maßgaben erfüllen: 

(a) Falls das Unternehmen für die entsprechende Zwischenberichtsperiode des unmittelbar vorangegangenen Ge­
schäftsjahres ebenfalls einen Zwischenbericht veröffentlicht hat, muss jeder dieser Zwischenberichte Folgendes 
enthalten: 

(i) eine Überleitung des nach den früheren Rechnungslegungsgrundsätzen ermittelten Eigenkapitals zum Ende 
der entsprechenden Zwischenberichtsperiode auf das Eigenkapital gemäß IFRS zum selben Zeitpunkt und 

(ii) eine Überleitung auf das nach den IFRS ermittelte Gesamtergebnis für die entsprechende (die aktuelle und die 
von Beginn des Geschäftsjahres bis zum Zwischenberichtstermin fortgeführte) Zwischenberichtsperiode. Als 
Ausgangspunkt für diese Überleitung ist das Gesamtergebnis zu verwenden, das nach den früheren Rech­
nungslegungsgrundsätzen für diese Periode ermittelt wurde, bzw., wenn ein Unternehmen kein Gesamt­
ergebnis ausgewiesen hat, der nach den früheren Rechnungslegungsgrundsätzen ermittelte Gewinn oder 
Verlust. 

(b) Zusätzlich zu den unter a vorgeschriebenen Überleitungsrechnungen muss der erste Zwischenbericht eines 
Unternehmens nach IAS 34, der einen Teil der in seinem ersten IFRS-Abschluss erfassten Periode abdeckt, 
die in Paragraph 24 Buchstaben a und b beschriebenen Überleitungsrechnungen (ergänzt um die in den Para­
graphen 25 und 26 enthaltenen Einzelheiten) oder einen Querverweis auf ein anderes veröffentlichtes Dokument 
enthalten, das diese Überleitungsrechnungen beinhaltet. 

(c) Ändert ein Unternehmen seine Rechnungslegungsmethoden oder die Inanspruchnahme der in diesem IFRS 
vorgesehenen Befreiungen, so hat es die Änderungen in jedem dieser Zwischenberichte gemäß Paragraph 23 
zu erläutern und die unter a und b vorgeschriebenen Überleitungsrechnungen zu aktualisieren. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

39E Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden die Paragraphen 27A, 31B und D8B 
eingefügt und die Paragraphen 27, 32, D1(c) und D8 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten 
Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Januar 2011 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies 
anzugeben. Unternehmen, die schon in Geschäftsjahren vor Inkrafttreten des IFRS 1 auf IFRS umgestellt oder 
IFRS 1 in einem früheren Geschäftsjahr angewandt haben, dürfen die Änderung an Paragraph D8 im ersten 
Geschäftsjahr nach Inkrafttreten der Änderung rückwirkend anwenden. Wendet ein Unternehmen Paragraph D8 
rückwirkend an, so hat es dies anzugeben.
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Änderung Anhang D des IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards 

Die Paragraphen D1(c) und D8 werden geändert und Paragraph D8B wird eingefügt. 

D1 Ein Unternehmen kann eine oder mehrere der folgenden Befreiungen in Anspruch nehmen: 

… 

(c) Ersatz für Anschaffungs- oder Herstellungskosten (Paragraphen D5–D8B); 

… 

Ersatz für Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

D8 Ein erstmaliger Anwender kann gemäß den früheren Rechnungslegungsgrundsätzen für alle oder einen Teil seiner 
Vermögenswerte und Schulden einen als Ersatz für Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzten Wert er­
mittelt haben, indem er sie wegen eines Ereignisses wie einer Privatisierung oder eines Börsengangs zu ihrem 
beizulegenden Zeitwert zu diesem bestimmten Datum bewertet hat. 

(a) Wurde die Bewertung am Tag der Umstellung auf IFRS oder davor vorgenommen, darf das Unternehmen solche 
ereignisgesteuerten Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert für die IFRS als Ersatz für Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zum Zeitpunkt dieser Bewertung verwenden. 

(b) Wurde die Bewertung nach dem Datum der Umstellung auf IFRS, aber während der vom ersten IFRS-Abschluss 
erfassten Periode vorgenommen, dürfen die ereignisgesteuerten Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert als 
Ersatz für Anschaffungs- oder Herstellungskosten verwendet werden, wenn das Ereignis eintritt. Ein Unterneh­
men hat die daraus resultierenden Berichtigungen zum Zeitpunkt der Bewertung direkt in den Gewinnrücklagen 
(oder, falls angemessen, in einer anderen Eigenkapitalkategorie) zu erfassen. Zum Zeitpunkt der Umstellung auf 
IFRS hat das Unternehmen entweder nach den Kriterien in den Paragraphen D5-D7 den als Ersatz für Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten angesetzten Wert zu ermitteln oder die Vermögenswerte und Schulden nach den 
anderen Anforderungen dieses IFRS zu bewerten. 

D8B Einige Unternehmen halten Sachanlagen oder immaterielle Vermögenswerte, die in preisregulierten Geschäftsberei­
chen verwendet werden bzw. früher verwendet wurden. Im Buchwert solcher Posten könnten Beträge enthalten sein, 
die nach den früheren Rechnungslegungsgrundsätzen bestimmt wurden, nach den IFRS aber nicht aktivierungsfähig 
sind. In diesem Fall kann ein erstmaliger Anwender den nach den früheren Rechnungslegungsgrundsätzen bestimm­
ten Buchwert eines solchen Postens zum Zeitpunkt der Umstellung auf IFRS als Ersatz für Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten verwenden. Nimmt ein Unternehmen diese Befreiung für einen Posten in Anspruch, muss es 
diese nicht zwangsläufig auch für alle anderen Posten nutzen. Zum Zeitpunkt der Umstellung auf IFRS hat ein 
Unternehmen jeden Posten, für den diese Befreiung in Anspruch genommen wird, einem Wertminderungstest nach 
IAS 36 zu unterziehen. Für die Zwecke dieses Paragraphen gilt ein Geschäftsbereich als preisreguliert, wenn die 
Preise, die den Kunden für Waren und Dienstleistung in Rechnung gestellt werden, von einer autorisierten Stelle 
festgesetzt werden, die befugt ist, für die Kunden verbindliche Preise festzusetzen, die gewährleisten, dass die dem 
Unternehmen bei Bereitstellung der regulierten Waren oder Dienstleistungen entstehenden Kosten gedeckt sind und 
dem Unternehmen gleichzeitig einen bestimmten Ertrag garantieren. Dieser Ertrag muss kein fester oder garantierter 
Betrag sein und kann als untere Schwelle oder Bandbreite festgelegt werden. 

Änderung IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse 

Paragraph 19, die Überschrift über Paragraph 30 und Paragraph 30 werden geändert. Die Paragraphen 64B, 64C und 
65A–65E werden eingefügt. 

DIE ERWERBSMETHODE 

Bewertungsgrundsatz 

19 Bei jedem Unternehmenszusammenschluss hat der Erwerber die Bestandteile der nicht beherrschenden Anteile an 
dem erworbenen Unternehmen, die gegenwärtig Eigentumsanteile sind und ihren Inhabern im Fall der Liquidation 
einen Anspruch auf einen entsprechenden Anteil am Nettovermögen des Unternehmens geben, zum Erwerbszeit­
punkt nach einer der folgenden Methoden zu bewerten: 

(a) zum beizulegenden Zeitwert oder 

(b) zum entsprechenden Anteil der gegenwärtigen Eigentumsinstrumente an den für das identifizierbare Nettover­
mögen des erworbenen Unternehmens angesetzten Beträgen. 

Alle anderen Bestandteile der nicht beherrschenden Anteile sind zum Zeitpunkt ihres Erwerbs zum beizulegenden 
Zeitpunkt zu bewerten, es sei denn, die IFRS schreiben eine andere Bewertungsgrundlage vor.
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Ausnahmen vom Ansatz- oder Bewertungsgrundsatz 

Ausnahmen vom Bewertungsgrundsatz 

A n t e i l s b a s i e r t e V e r g ü t u n g s t r a n s a k t i o n e n 

30 Der Erwerber hat eine Schuld oder ein Eigenkapitalinstrument, welche(s) sich auf anteilsbasierte Vergütungstrans­
aktionen des erworbenen Unternehmens oder den Ersatz anteilsbasierter Vergütungstransaktionen des erworbenen 
Unternehmens durch anteilsbasierte Vergütungstransaktionen des Erwerbers bezieht, zum Erwerbszeitpunkt nach der 
Methode in IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung zu bewerten. (Das Ergebnis dieser Methode wird in diesem IFRS als der 
„auf dem Markt basierende Wert“ der anteilsbasierten Vergütungstransaktion bezeichnet.) 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

Zeitpunkt des Inkrafttretens 

64B Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden die Paragraphen 19, 30 und B56 
geändert und die Paragraphen B62A und B62B eingefügt. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichts­
periode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung 
ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. Diese 
Änderungen sollten ab der erstmaligen Anwendung dieses IFRS prospektiv angewandt werden. 

64C Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden die Paragraphen 65A–65E eingefügt. 
Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf 
eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. Die Änderungen gelten für die Salden bedingter Gegenleistungen, die 
aus Unternehmenszusammenschlüssen resultieren, bei denen der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung dieses IFRS 
(Fassung 2008) liegt. 

Übergangsvorschriften 

65A Salden bedingter Gegenleistungen, die aus Unternehmenszusammenschlüssen resultieren, bei denen der Erwerbs­
zeitpunkt vor dem Datum der erstmaligen Anwendung dieses IFRS (Fassung 2008) liegt, sind bei erstmaliger 
Anwendung dieses IFRS nicht zu berichtigen. Die Paragraphen 65B–65E sind bei der darauffolgenden Bilanzierung 
dieser Salden anzuwenden. Die Paragraphen 65B–65E gelten nicht für die Bilanzierung von Salden bedingter 
Gegenleistungen, die aus Unternehmenszusammenschlüssen resultieren, bei denen der Erwerbszeitpunkt mit dem 
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieses IFRS (Fassung 2008) zusammenfällt oder danach liegt. In den Para­
graphen 65B–65E bezeichnet der Begriff Unternehmenszusammenschlüsse ausschließlich Zusammenschlüsse, bei 
denen der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung dieses IFRS (Fassung 2008) liegt. 

65B Sieht eine Vereinbarung über einen Unternehmenszusammenschluss vor, dass die Kosten des Zusammenschlusses in 
Abhängigkeit von künftigen Ereignissen berichtigt werden, so hat der Erwerber für den Fall, dass eine solche 
Berichtigung wahrscheinlich ist und sich verlässlich ermitteln lässt, den Betrag dieser Berichtigung in den Kosten 
des Zusammenschlusses zu berücksichtigen. 

65C Eine Vereinbarung über einen Unternehmenszusammenschluss kann vorsehen, dass die Kosten des Zusammen­
schlusses in Abhängigkeit von einem oder mehreren künftigen Ereignissen berichtigt werden dürfen. So könnte die 
Berichtigung beispielsweise davon abhängen, ob in künftigen Perioden eine bestimmte Gewinnhöhe gehalten oder 
erreicht wird oder der Marktpreis der emittierten Instrumente stabil bleibt. Trotz einer gewissen Unsicherheit kann 
der Betrag einer solchen Berichtigung normalerweise bei erstmaliger Bilanzierung des Zusammenschlusses geschätzt 
werden, ohne die Verlässlichkeit der Information zu beeinträchtigen. Treten die künftigen Ereignisse nicht ein oder 
muss die Schätzung korrigiert werden, sind die Kosten des Unternehmenszusammenschlusses entsprechend zu 
berichtigen. 

65D Auch wenn eine Vereinbarung über einen Unternehmenszusammenschluss eine solche Berichtigung vorsieht, wird 
sie bei erstmaliger Bilanzierung des Zusammenschlusses nicht in den Kosten des Zusammenschlusses berücksichtigt, 
wenn sie nicht wahrscheinlich ist oder nicht verlässlich bewertet werden kann. Wird die Berichtigung in der Folge 
wahrscheinlich und verlässlich bewertbar, ist die zusätzliche Gegenleistung als Berichtigung der Kosten des Zusam­
menschlusses zu behandeln. 

65E Wenn bei den vom Erwerber im Austausch für die Beherrschung des erworbenen Unternehmens übertragenen 
Vermögenswerten, emittierten Eigenkapitalinstrumenten oder eingegangenen bzw. übernommenen Schulden ein 
Wertverlust eintritt, kann der Erwerber unter bestimmten Umständen zu einer Nachzahlung an den Verkäufer 
gezwungen sein. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn der Erwerber den Marktpreis von Eigenkapital- oder Schuld­
instrumenten garantiert, die als Teil der Kosten des Unternehmenszusammenschlusses emittiert wurden, und zur 
Erreichung der ursprünglich bestimmten Kosten zusätzliche Eigenkapital- oder Schuldinstrumente emittieren muss. 
In einem solchen Fall werden für den Unternehmenszusammenschluss keine Mehrkosten ausgewiesen. Bei Eigen­
kapitalinstrumenten wird der beizulegende Zeitwert der Nachzahlung durch eine Herabsetzung des den ursprünglich 
emittierten Instrumenten zugeschrieben Werts in gleicher Höhe ausgeglichen. Bei Schuldinstrumenten wird die 
Nachzahlung als Herabsetzung des Aufschlags bzw. als Heraufsetzung des Abschlags auf die ursprüngliche Emission 
betrachtet.
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Anwendungsleitlinien 

In Anhang B wird Paragraph B56 geändert und werden in Paragraph B56 eine Fußnote, nach Paragraph B62 eine 
Überschrift sowie die Paragraphen B62A und B62B eingefügt. 

BESTIMMUNG DES UMFANGS EINES UNTERNEHMENSZUSAMMENSCHLUSSES (ANWENDUNG DER PARAGRAPHEN 
51 UND 52) 

Austausch der anteilsbasierten Vergütungsprämien des Erwerbers gegen die von den Mitarbeitern des 
erworbenen Unternehmens gehaltenen Prämien (Anwendung des Paragraphen 52(b)) 

B56 Ein Erwerber kann seine anteilsbasierten Vergütungsprämien ( 1 ) (Ersatzprämien) gegen Prämien, die von Mitarbei­
tern des erworbenen Unternehmens gehalten werden, austauschen. Der Tausch von Aktienoptionen oder anderen 
anteilsbasierten Vergütungsprämien in Verbindung mit einem Unternehmenszusammenschluss wird als Änderung 
der anteilsbasierten Vergütungsprämien gemäß IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung bilanziert. Ersetzt der Erwerber die 
Prämien des erworbenen Unternehmens, ist entweder der gesamte marktbasierte Wert der Ersatzprämien des 
Erwerbers oder ein Teil davon in die Bewertung der bei dem Unternehmenszusammenschluss übertragenen Gegen­
leistung mit einzubeziehen. Die Paragraphen B57–B62 liefern Leitlinien für die Zuweisung des marktbasierten 
Werts. 

In Fällen, in denen Prämien des erworbenen Unternehmens infolge eines Unternehmenszusammenschlusses ver­
fallen würden und der Erwerber diese Prämien – auch wenn er nicht dazu verpflichtet ist – ersetzt, ist jedoch der 
gesamte marktbasierte Wert der Ersatzprämien gemäß IFRS 2 im Abschluss nach dem Zusammenschluss als 
Vergütungsaufwand auszuweisen. Das bedeutet, dass keiner der marktbasierten Werte dieser Prämien in die Be­
wertung der beim Unternehmenszusammenschluss übertragenen Gegenleistung einzubeziehen ist. Der Erwerber ist 
verpflichtet, die Prämien des erworbenen Unternehmens zu ersetzen, wenn das erworbene Unternehmen oder 
dessen Mitarbeiter die Möglichkeit haben, den Ersatz geltend zu machen. Zwecks Anwendung dieser Leitlinien 
ist der Erwerber beispielsweise verpflichtet, die Prämien des erworbenen Unternehmens zu ersetzen, wenn dies in 
einem der Folgenden vorgeschrieben ist: 

(a) den Bedingungen der Erwerbsvereinbarung, 

(b) den Bedingungen der Prämien des erworbenen Unternehmens oder 

(c) den anwendbaren Gesetzen oder Verordnungen. 

Aktienbasierte Vergütungstransaktionen des erworbenen Unternehmens mit Ausgleich durch Eigenkapital­
instrumente 

B62A Das erworbene Unternehmen hat möglicherweise aktienbasierte Vergütungstransaktionen ausstehen, die der Erwer­
ber nicht gegen seine aktienbasierten Vergütungstransaktionen austauscht. Sind diese aktienbasierten Vergütungs­
transaktionen des erworbenen Unternehmens unverfallbar, sind sie Teil des nicht beherrschenden Anteils am 
erworbenen Unternehmen und werden zu ihrem marktbasierten Wert angesetzt. Sind sie verfallbar, werden sie 
gemäß den Paragraphen 19 und 30 zu ihrem marktbasierten Wert angesetzt, so als fiele der Erwerbszeitpunkt mit 
dem Gewährungszeitpunkt zusammen. 

B62B Der marktbasierte Wert verfallbarer aktienbasierter Vergütungstransaktionen wird dem nicht beherrschenden Anteil 
zugeordnet, wobei die Zuordnung nach dem Anteil des abgeschlossenen Teils des Erdienungszeitraums am ge­
samten Erdienungszeitraum bzw. (wenn größer) am ursprünglichen Erdienungszeitraum der aktienbasierten Ver­
gütungstransaktion erfolgt. Der Saldo wird den Leistungen nach dem Zusammenschluss zugeordnet. 

Anhang zu den Änderungen an IFRS 3 

Änderungen an anderen IFRS 

IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben 

Paragraph 44B wird geändert und Paragraph 44K eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

44B In der 2008 geänderten Fassung des IFRS 3 wurde Paragraph 3(c) gestrichen. Diese Änderung ist erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet 
ein Unternehmen IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, so ist auch diese Änderung 
auf die frühere Periode anzuwenden. Die Änderung gilt allerdings nicht für bedingte Gegenleistungen, die sich aus 
einem Unternehmenszusammenschluss ergeben haben, bei dem der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung von 
IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) liegt. Eine solche Gegenleistung ist stattdessen nach den Paragraphen 
65A–65E der 2010 geänderten Fassung von IFRS 3 zu bilanzieren.
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44K Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurde Paragraph 44B geändert. Diese Än­
derung ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäfts­
jahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 

IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung 

Paragraph 97B wird geändert und Paragraph 97G eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

97B In der 2008 geänderten Fassung des IFRS 3 wurde Paragraph 4(c) gestrichen. Diese Änderung ist erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet 
ein Unternehmen IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, so ist auch diese Änderung 
auf die frühere Periode anzuwenden. Die Änderung gilt allerdings nicht für bedingte Gegenleistungen, die sich aus 
einem Unternehmenszusammenschluss ergeben haben, bei dem der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung von 
IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) liegt. Eine solche Gegenleistung ist stattdessen nach den Paragraphen 
65A–65E der 2010 geänderten Fassung von IFRS 3 zu bilanzieren. 

97G Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an IFRS wurde Paragraph 97B geändert. Diese Änderung ist 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäftsjahres an­
zuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 

IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung 

Paragraph 103D wird geändert und Paragraph 103N eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

103D In der 2008 geänderten Fassung des IFRS 3 wurde Paragraph 2(f) gestrichen. Diese Änderung ist erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet 
ein Unternehmen IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, so ist auch diese Änderung 
auf die frühere Periode anzuwenden. Die Änderung gilt allerdings nicht für bedingte Gegenleistungen, die sich aus 
einem Unternehmenszusammenschluss ergeben haben, bei dem der Erwerbszeitpunkt vor der Anwendung von 
IFRS 3 (in der 2008 geänderten Fassung) liegt. Eine solche Gegenleistung ist stattdessen nach den Paragraphen 
65A–65E der 2010 geänderten Fassung des IFRS 3 zu bilanzieren. 

103N Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurde Paragraph 103D geändert. Diese 
Änderung ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäfts­
jahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 

Änderung IFRS 7 Finanzinstrumente: Angaben 

Paragraph 32A wird eingefügt. Die Paragraphen 34 und 36-38 werden geändert. Paragraph 44L wird eingefügt. 

ART UND AUSMAß VON RISIKEN, DIE SICH AUS FINANZINSTRUMENTEN ERGEBEN 

32A Werden quantitative Angaben durch qualitative Angaben ergänzt, können die Abschlussadressaten eine Verbin­
dung zwischen zusammenhängenden Angaben herstellen und sich so ein Gesamtbild von Art und Ausmaß der 
aus Finanzinstrumenten resultierenden Risiken machen. Das Zusammenwirken aus qualitativen und quantitativen 
Angaben trägt dazu bei, dass die Adressaten die Risiken, denen das Unternehmen ausgesetzt ist, besser einschätzen 
können. 

Quantitative Angaben 

34 Für jede Risikoart in Verbindung mit Finanzinstrumenten hat ein Unternehmen folgende Angaben zu machen: 

(a) zusammengefasste quantitative Daten bezüglich des jeweiligen Risikos, dem es am Ende der Berichtsperiode 
ausgesetzt ist; Diese Angaben beruhen auf den Informationen, die Personen in Schlüsselpositionen (Definition 
siehe IAS 24 Angaben über Beziehungen zu nahe stehenden Unternehmen und Personen), wie dem Geschäftsfüh­
rungs- und/oder Aufsichtsorgan des Unternehmens oder dessen Vorsitzenden, intern erteilt werden. 

(b) die in den Paragraphen 36-42 vorgeschriebenen Angaben, soweit sie nicht bereits unter a gemacht werden; 

(c) Risikokonzentrationen, sofern sie nicht aus den gemäß a und b gemachten Angaben hervorgehen.
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Ausfallrisiko 

36 Ein Unternehmen hat für jede Klasse von Finanzinstrumenten Folgendes anzugeben: 

(a) den Betrag, der das maximale Ausfallrisiko, dem das Unternehmen am Ende der Berichtsperiode ausgesetzt ist, 
am besten darstellt, wobei gehaltene Sicherheiten oder andere Kreditbesicherungen nicht berücksichtigt werden 
(z.B. Aufrechnungsvereinbarungen, die nicht die Saldierungskriterien gemäß IAS 32 erfüllen); für Finanzinstru­
mente, deren Buchwert das maximale Ausfallrisiko am besten darstellt, ist diese Angabe nicht vorgeschrieben. 

(b) in Bezug auf den Betrag, der das maximale Ausfallrisiko am besten darstellt (unabhängig davon, ob er gemäß 
Buchstabe a angegeben oder vom Buchwert eines Finanzinstruments dargestellt wird), eine Beschreibung des 
als Sicherheit gehaltenen Sicherungsgegenstandes und anderer Kreditbesicherungen (z.B. Quantifizierung des 
Umfangs, in dem Sicherheiten und andere Kreditbesicherungen das Ausfallrisiko vermindern). 

(c) Informationen über die Werthaltigkeit der finanziellen Vermögenswerte, die weder überfällig noch wertgemin­
dert sind. 

(d) [gestrichen] 

Finanzielle Vermögenswerte, die entweder überfällig oder wertgemindert sind 

37 Ein Unternehmen hat für jede Klasse von finanziellen Vermögenswerten Folgendes anzugeben: 

(a) eine Analyse des Alters der finanziellen Vermögenswerte, die zum Ende der Berichtsperiode überfällig, aber 
nicht wertgemindert sind und 

(b) eine Analyse der finanziellen Vermögenswerte, für die zum Ende der Berichtsperiode einzeln eine Wertmin­
derung festgestellt wurde, einschließlich der Faktoren, die das Unternehmen bei der Feststellung der Wert­
minderung berücksichtigt hat. 

(c) [gestrichen] 

Sicherheiten und andere erhaltene Kreditbesicherungen 

38 Wenn ein Unternehmen in der Berichtsperiode durch Inbesitznahme von Sicherheiten, die es in Form von 
Sicherungsgegenständen hält, oder durch Inanspruchnahme anderer Kreditbesicherungen (wie Garantien) finan­
zielle und nicht-finanzielle Vermögenswerte erhält und diese den Ansatzkriterien in anderen IFRS entsprechen, so 
hat das Unternehmen für solche zum Bilanzstichtag gehaltene Vermögenswerte Folgendes anzugeben: 

(a) Art und Buchwert der Vermögenswerte und 

(b) für den Fall, dass die Vermögenswerte nicht leicht liquidierbar sind, seine Methoden, um derartige Vermögens­
werte zu veräußern oder sie in seinem Geschäftsbetrieb einzusetzen. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

44L Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden Paragraph 32A eingefügt und die 
Paragraphen 34 und 36–38 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder 
nach dem 1. Januar 2011 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet 
ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

Änderung IAS 1 Darstellung des Abschlusses 

Vor Paragraph 106 wird eine Überschrift eingefügt. Paragraph 106 wird geändert. Nach Paragraph 106 werden eine 
Überschrift und der Paragraph 106A eingefügt. Paragraph 107 wird geändert. Paragraph 139F wird eingefügt. 

STRUKTUR UND INHALT 

Eigenkapitalveränderungsrechnung 

Informationen, die in der Eigenkapitalveränderungsrechnung darzustellen sind 

106 Ein Unternehmen hat gemäß Paragraph 10 eine Eigenkapitalveränderungsrechnung zu erstellen. Diese 
muss Folgendes enthalten: 

(a) das Gesamtergebnis in der Berichtsperiode, wobei die Beträge, die den Eigentümern des Mutterunter­
nehmens und den nicht beherrschenden Anteilen insgesamt zuzurechnen sind, getrennt auszuweisen 
sind;
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(b) für jede Eigenkapitalkomponente die Auswirkungen einer rückwirkenden Anwendung oder rückwir­
kenden Anpassung, die gemäß IAS 8 bilanziert wurden, und 

(c) [gestrichen] 

(d) für jede Eigenkapitalkomponente eine Überleitungsrechnung für die Buchwerte zu Beginn und am 
Ende der Berichtsperiode, wobei Veränderungen gesondert auszuweisen sind, die zurückzuführen sind 
auf 

(i) Gewinn oder Verlust, 

(ii) sonstiges Ergebnis und 

(iii) Transaktionen mit Eigentümern, die in dieser Eigenschaft handeln, wobei Einzahlungen von Ei­
gentümern und Ausschüttungen an Eigentümer sowie Veränderungen bei Eigentumsanteilen an 
Tochterunternehmen, die keinen Verlust der Beherrschung nach sich ziehen, gesondert auszuwei­
sen sind. 

Informationen, die in der Eigenkapitalveränderungsrechnung oder im Anhang darzustellen sind 

106A Ein Unternehmen hat in der Eigenkapitalveränderungsrechnung oder im Anhang für jede Eigenkapital­
komponente eine nach Posten gegliederte Analyse des sonstigen Einkommens vorzunehmen (siehe Para­
graph 106 Buchstabe d Ziffer ii). 

107 Ein Unternehmen hat in der Eigenkapitalveränderungsrechnung oder im Anhang die Höhe der Dividen­
den, die während der Berichtsperiode als Ausschüttungen an Eigentümer angesetzt werden, sowie den 
entsprechenden Dividendenbetrag pro Aktie anzugeben. 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

139F Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden die Paragraphen 106 und 107 
geändert und der Paragraph 106A eingefügt. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines 
am oder nach dem 1. Januar 2011 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig. 

Übergangsvorschriften für Änderungen, die sich aus IAS 27 Konzern- und Einzelabschlüsse ergeben 

Änderungen an den IFRS 

IAS 21 Auswirkungen von Wechselkursänderungen 

Paragraph 60B wird geändert und Paragraph 60D eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

60B Mit der 2008 geänderten Fassung des IAS 27 wurden die Paragraphen 48A–48D eingefügt und Paragraph 49 
geändert. Diese Änderungen sind prospektiv auf die erste Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2009 
beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 geänderten Fassung) auf 
eine frühere Periode an, sind auch die Änderungen auf diese frühere Periode anzuwenden. 

60D Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurde Paragraph 60B geändert. Diese Än­
derung ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäfts­
jahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 

IAS 28 Anteile an assoziierten Unternehmen 

Paragraph 41B wird geändert und Paragraph 41E eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

41B Mit der 2008 geänderten Fassung des IAS 27 wurden die Paragraphen 18, 19 und 35 geändert und Paragraph 
19A eingefügt. Die Änderung des Paragraphen 35 ist rückwirkend anzuwenden und die Änderungen an den 
Paragraphen 18 and 19 sowie Paragraph 19A sind prospektiv auf die erste Berichtsperiode eines am oder nach 
dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 
geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, sind auch die Änderungen auf diese frühere Periode anzuwenden. 

41E Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurde Paragraph 41B geändert. Diese Än­
derung ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäfts­
jahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung vor dem 1. Juli 
2010 an, hat es dies anzugeben.
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IAS 31 Anteile an Gemeinschaftsunternehmen 

Paragraph 58A wird geändert und Paragraph 58D eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

58A Mit der 2008 geänderten Fassung des IAS 27 wurden die Paragraphen 45 und 46 geändert und die Paragraphen 
45A und 45B eingefügt. Die Änderung des Paragraphen 46 ist rückwirkend anzuwenden und die Änderung des 
Paragraphen 45 sowie die Paragraphen 45A und 45B sind prospektiv auf die erste Berichtsperiode eines am oder 
nach dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 
geänderten Fassung) auf eine frühere Berichtsperiode an, sind auch diese Änderungen auf die frühere Periode 
anzuwenden. 

58D Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an IFRS wurde Paragraph 58A geändert. Diese Änderung 
ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Juli 2010 beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung vor dem 1. Juli 2010 
an, hat es dies anzugeben. 

Änderung IAS 34 Zwischenberichterstattung 

INHALT EINES ZWISCHENBERICHTS 

Erhebliche Ereignisse und Geschäftsvorfälle 

15 Einem Zwischenbericht ist eine Erläuterung der Ereignisse und Geschäftsvorfälle beizufügen, die für das Verständ­
nis der Veränderungen, die seit Ende des letzten Geschäftsjahres bei der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Unternehmens eingetreten sind, erheblich sind. Mit den Informationen über diese Ereignisse und Geschäftsvorfälle 
werden die im letzten Geschäftsbericht enthaltenen einschlägigen Informationen aktualisiert. 

15A Ein Adressat des Zwischenberichts eines Unternehmens wird auch Zugang zum letzten Geschäftsbericht dieses 
Unternehmens haben. Der Anhang eines Zwischenberichts muss deshalb keine Informationen enthalten, bei denen 
es sich nur um relativ unwesentliche Aktualisierungen der im Anhang des letzten Geschäftsberichtes enthaltenen 
Informationen handelt. 

15B Nachstehend eine Aufstellung von Ereignissen und Geschäftsvorfällen, die bei Erheblichkeit angegeben werden 
müssten. Diese Aufzählung ist nicht vollständig: 

(a) Abschreibung von Vorräten auf den Nettoveräußerungswert und Rückbuchung solcher Abschreibungen; 

(b) Erfassung eines Aufwands aus der Wertminderung von finanziellen Vermögenswerten, Sachanlagen, imma­
teriellen Vermögenswerten oder anderen Vermögenswerten sowie Aufhebung solcher Wertminderungsauf­
wendungen; 

(c) Auflösung etwaiger Rückstellungen für Restrukturierungsmaßnahmen; 

(d) Anschaffungen und Veräußerungen von Sachanlagen; 

(e) Verpflichtungen zum Kauf von Sachanlagen; 

(f) Beendigung von Rechtsstreitigkeiten; 

(g) Korrekturen von Fehlern aus früheren Perioden; 

(h) Veränderungen im Unternehmensumfeld oder bei den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die sich auf den 
beizulegenden Zeitwert der finanziellen Vermögenswerte und Schulden des Unternehmens auswirken, unab­
hängig davon, ob diese Vermögenswerte oder Schulden zum beizulegenden Zeitwert oder zu fortgeführten 
Anschaffungskosten angesetzt werden; 

(i) jeder Kreditausfall oder Bruch einer Kreditvereinbarung, der nicht bei oder vor Ablauf der Berichtsperiode 
beseitigt ist; 

(j) Geschäftsvorfälle mit nahe stehenden Unternehmen und Personen; 

(k) Verschiebungen zwischen den verschiedenen Stufen der Fair-Value-Hierarchie, die zur Bestimmung des bei­
zulegenden Zeitwerts von Finanzinstrumenten zugrunde gelegt wird; 

(l) Änderungen bei der Einstufung finanzieller Vermögenswerte, die auf eine geänderte Zweckbestimmung oder 
Nutzung dieser Vermögenswerte zurückzuführen sind, und 

(m) Änderungen bei Eventualverbindlichkeiten oder -forderungen.
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15C Für viele der in Paragraph 15B genannten Posten liefern die einzelnen IFRS Leitlinien zu den entsprechenden 
Angabepflichten. Ist ein Ereignis oder Geschäftsvorfall für das Verständnis der Veränderungen, die seit Ende des 
letzten Geschäftsjahres bei der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eines Unternehmens eingetreten sind, erheb­
lich, sollten die im Abschluss für das letzte Geschäftsjahr dazu enthaltenen Angaben im Zwischenbericht des 
Unternehmens erläutert und aktualisiert werden. 

16–18 [gestrichen] 

Weitere Angaben 

16A Zusätzlich zur Angabe erheblicher Ereignisse und Geschäftsvorfälle gemäß den Paragraphen 15–15C hat 
ein Unternehmen in den Anhang zu seinem Zwischenabschluss die nachstehenden Angaben aufzuneh­
men, wenn sie nicht bereits an anderer Stelle des Zwischenberichts geliefert werden. Diese Angaben sind 
normalerweise vom Geschäftsjahresbeginn bis zum Zwischenberichtstermin zu liefern: 

(a) eine Erklärung, dass im Zwischenabschluss dieselben Rechnungslegungsmethoden und Berechnungs­
methoden angewandt werden wie im letzten Abschluss eines Geschäftsjahres oder, wenn diese Me­
thoden geändert worden sind, eine Beschreibung der Art und Auswirkung der Änderung; 

(b) erläuternde Bemerkungen über die Saisoneinflüsse oder die Konjunktureinflüsse auf die Geschäfts­
tätigkeit innerhalb der Zwischenberichtsperiode; 

(c) Art und Umfang von Sachverhalten, die Vermögenswerte, Schulden, Eigenkapital, Periodenergebnis 
oder Cashflows beeinflussen und die aufgrund ihrer Art, ihres Ausmaßes oder ihrer Häufigkeit un­
gewöhnlich sind; 

(d) Art und Umfang von Änderungen bei Schätzungen von Beträgen, die in früheren Zwischenberichts­
perioden des aktuellen Geschäftsjahres dargestellt wurden, oder Änderungen bei Schätzungen von 
Beträgen, die in früheren Geschäftsjahren dargestellt wurden; 

(e) Emissionen, Rückkäufe und Rückzahlungen von Schuldverschreibungen oder Eigenkapitaltitel; 

(f) gezahlte Dividenden (zusammengefasst oder je Aktie), gesondert für Stammaktien und sonstige Ak­
tien; 

(g) folgende Segmentinformationen (die Angabe von Segmentinformationen in einem Zwischenbericht 
eines Unternehmens wird nur verlangt, wenn IFRS 8 Geschäftssegmente das Unternehmen zur Angabe 
der Segmentinformationen in seinem Abschluss eines Geschäftsjahres verpflichtet): 

(i) Umsatzerlöse von externen Kunden, wenn sie in die Bemessungsgrundlage des Gewinns oder 
Verlusts des Segments mit einbezogen sind, der von der verantwortlichen Unternehmensinstanz 
überprüft wird oder dieser ansonsten regelmäßig übermittelt wird; 

(ii) Umsatzerlöse, die zwischen den Segmenten erwirtschaftet werden, wenn sie in die Bemessungs­
grundlage des Gewinns oder Verlusts des Segments mit einbezogen sind, der von der verantwort­
lichen Unternehmensinstanz überprüft wird oder dieser ansonsten regelmäßig übermittelt wird; 

(iii) Bewertung des Gewinns oder Verlusts des Segments; 

(iv) die Gesamtvermögenswerte, deren Höhe sich im Vergleich zu den Angaben im letzten Abschluss 
wesentlich verändert hat; 

(v) Beschreibung der Unterschiede im Vergleich zum letzten Abschluss, die sich in der Segmentie­
rungsgrundlage oder in der Bemessungsgrundlage des Gewinns oder Verlusts des Segments er­
geben haben; 

(vi) Überleitungsrechnung für den Gesamtbetrag der Bewertungen des Gewinns oder Verlusts der 
berichtspflichtigen Segmente zum Gewinn oder Verlust des Unternehmens vor Steueraufwand 
(Steuerertrag) und Aufgabe von Geschäftsbereichen. Weist ein Unternehmen indes berichtspflich­
tigen Segmenten Posten wie Steueraufwand (Steuerertrag) zu, kann das Unternehmen für den 
Gesamtbetrag der Bewertungen des Gewinns oder Verlusts der Segmente zum Gewinn oder 
Verlust des Unternehmens seine Überleitungsrechnung nach Ausklammerung dieser Posten er­
stellen. Wesentliche Abstimmungsposten sind in dieser Überleitungsrechnung gesondert zu iden­
tifizieren und zu beschreiben;
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(h) nach der Zwischenberichtsperiode eingetretene Ereignisse, die im Zwischenabschluss nicht berück­
sichtigt wurden; 

(i) Auswirkung von Änderungen in der Zusammensetzung eines Unternehmens während der Zwischen­
berichtsperiode, einschließlich Unternehmenszusammenschlüsse, Erlangung oder Verlust der Beherr­
schung über Tochterunternehmen und langfristige Finanzinvestitionen, Restrukturierungsmaßnahmen 
sowie Aufgabe von Geschäftsbereichen. Im Fall von Unternehmenszusammenschlüssen sind die in 
IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse geforderten Angaben zu machen. 

(j) [gestrichen] 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

49 Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurden Paragraph 15 geändert, die Para­
graphen 15A–15C und 16A eingefügt und die Paragraphen 16–18 gestrichen. Diese Änderungen sind erstmals in 
der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Januar 2011 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen auf eine frühere Periode an, hat es dies 
anzugeben. 

Änderung IFRIC 13 Kundenbindungsprogramme 

Paragraph 10A wird eingefügt. 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 

10A Durch die im Mai 2010 veröffentlichten Verbesserungen an den IFRS wurde Paragraph AG2 geändert. Diese 
Änderung ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Januar 2011 beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung auf 
eine frühere Periode an, hat es dies anzugeben. 

Anhang 

Anleitungen zur Anwendung 

Paragraph AG2 wird geändert. 

AG2 Ein Unternehmen kann den beizulegenden Zeitwert von Prämiengutschriften anhand des beizulegenden Zeitwertes 
der Prämien schätzen, gegen die sie eingelöst werden können. Der beizulegende Zeitwert der Prämiengutschriften 
trägt gegebenenfalls Folgendem Rechnung: 

(a) der Höhe der Nachlässe oder Anreize, die Kunden angeboten würden, die keine Prämiengutschriften aus einem 
ursprünglichen Verkauf erworben haben, und 

(b) dem Anteil der Prämiengutschriften, die von Kunden voraussichtlich nicht eingelöst werden. 

Wenn Kunden verschiedene Prämien zur Auswahl stehen, spiegelt der beizulegende Zeitwert der Prämiengut­
schriften die beizulegenden Zeitwerte der angebotenen Prämien wider, die im Verhältnis zur erwarteten Häufigkeit 
gewichtet werden, mit der Kunden die einzelnen Prämien wählen.
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